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DDR liegen, so daß es ihnen für eine bestimmte Zeit möglich 
war, ihr verbrecherisches Wirken zu verheimlichen. Durch 
eine zielstrebige Ermittlungsarbeit konnten diese Täter auch 
unter Verwertung vom Tatort stammender Beweise überführt 
und ihrer Verantwortlichkeit zugeführt werden. So wurde 
fast 40 Jahre nach dem Massaker der Waffen-SS in der 
französischen Ortschaft Oradour-sur-Glane am 10. Juni 1944, 
dem 642 Einwohner zum Opfer gefallen waren, der ehemalige 
SS-Obersturmführer Heinz Barth aufgespürt, vor Gericht ge
stellt und verurteilt.* So 7 Ebenso wurde nach jahrelanger inten
siver Ermittlungstätigkeit der „Eichmann von Dresden“, der 
ehemalige Gestapokommissar Henry Schmidt, ausfindig ge
macht und für seine hundertfachen Verbrechen an jüdischen 
Bürgern zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt.8 9 Gerade 
in diesem Verfahren wurde deutlich, daß in der DDR seit 
jeher nicht nur die Mordschützen, sondern auch die sog. 
Schreibtischtäter konsequent zur Verantwortung gezogen 
wurden.

Rechtshilfe der DDR für die Strafverfolgung 
in der BRD und anderen Staaten

In Durchsetzung geltenden Völkerrechts hat die DDR es stets 
als ihre Pflicht betrachtet, auch andere Staaten durch aktive 
Rechtshilfe bei der Verfolgung von Nazi- und Kriegs
verbrechen zu unterstützen.

So wurden insbesondere der BRD Beweisunterlagen gegen 
dort lebende Naziverbrecher, wie den späteren Bundespräsi
denten Heinrich Lübke, den Minister Dr. Hans Krüger, die 
Staatssekretäre Dr. Karl Viaion und Dr. Hans Maria Globke 
sowie den Generalbundesanwalt Dr. Karl Frankel, übergeben. 
Allein in den letzten zwei Jahrzehnten übergaben die zustän
digen Organe der DDR den Justizbehörden der BRD und 
Westberlins weit mehr als 20 000 Blatt Dokumente, Hunderte 
Vernehmungsprotokolle antifaschistischer Widerstandskämp
fer und Opfer sowie zahlreiche Sachverständigengutachten. 
Diese Rechtshilfe entsprach antifaschistischer Verantwortung 
und konnte nicht unbeachtet bleiben.

Die Aktivitäten seitens der DDR führten letztlich dazu, 
daß das viele Jahrzehnte verhinderte Strafverfahren gegen 
den letzten noch lebenden Mittäter an der Ermordung Ernst 
Thälmanns, den SS-Verbrecher Wolfgang Otto, doch noch 

'durchgeführt werden mußte.0 Die Bestätigung des skandalösen 
Freispruchs durch den Bundesgerichtshof ist jedoch bezeich
nend dafür, welche Ernsthaftigkeit die BRD-Justiz bei der 
Bewältigung faschistischer Verbrechen an den Tag legt.

Den Einwänden und Erscheinungen völkerrechtsfeind
licher Verjährungspraktiken bzw. vorgetäuschter genereller 
Beweisnot zur Negierung strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
ist die DDR seit jeher überzeugend und konsequent entgegen
getreten. Die hartnäckig strapazierten Scheinargumente ver
deutlichten von Anfang an die unterschiedliche Haltung der 
beiden deutschen Staaten zur Verfolgung von Nazi- und 
Kriegsverbrechen. Die DDR hat stets betont, daß es keine 
Verjährbarkeit internationaler Verbrechen nach geltendem 
Völkerrecht gibt. Dementsprechend hat sie diesen Grundsatz 
in ihrer Verfassung verankert und sich zu der von der UN- 
Vollversammlung beschlossenen Konvention über die Nicht- 
anjvendbarkeit der Verjährungsfrist auf Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit vom 26. November 
1968 (GBl. II 1974 Nr. 11 S. 185) bekannt, der die BRD bis 
heute nicht beigetreten ist.

Sowohl die DDR als auch die Bundesrepublik haben 
bereits mit ihrer Gründung im Jahre 1949 in den Verfassun
gen zur Verbindlichkeit des Völkerrechts eindeutige Rege
lungen getroffen. So legt Art. 25 des Grundgesetzes der BRD 
fest, daß „die allgemeinen Regeln des Völkerrechts ... Be
standteil des Bundesrechts“ sind. „Sie gehen den Gesetzen 
vor und erzeugen Rechte und Pflichten für die Bewohner des 
Bundesgebietes.“ Darüber hinaus wird ausdrücklich in 
Art. 139 des Grundgesetzes erklärt: „Die zur Befreiung des 
deutschen Volkes vom Nationalsozialismus -und Militarismus 
erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen 
dieses Grundgesetzes nicht berührt.“10 11 12 Unzweifelhaft gehört 
zu diesen Rechtsvorschriften in erster Linie auch das Pots
damer Abkommen.

Mit der Anerkennung dieser Grundsätze hatte die BRD- 
Justiz stets große Probleme. Das wird insbesondere an Hand 
einer in Ludwigsburg veröffentlichten Statistik deutlich, aus 
der hervorgeht, daß auf dem heutigen Territorium der BRD 
bisher nur 6 482 Naziverbrecher rechtskräftig verurteilt 
wurden, wobei die Statistik über die Art der teilweise ausge
sprochenen Bagatellstrafen und die Vollstreckung schweigt. 
All das ist der Öffentlichkeit bekannt und wird durch die 
Feststellung ergänzt, daß in 84 326 Fällen die Verfahren durch 
Freispruch, Außerverfolgungsetzung, Nichteröffnung der 
Hauptverhandlung, Einstellung oder durch Tod des Beschul
digten „abgeschlossen“ worden sind.11

Bei dieser seit Jahrzehnten bewiesenen Grundhaltung der 
BRD-Justiz kann es nicht verwundern, daß sich unter deren 
Augen der ehemalige KZ-Aufseher in Auschwitz Gottfried 
Weise der Vollstreckung des Urteils durch Flucht entziehen 
konnte. Das Urteil wurde ihm zugestellt, bevor die zuständige 
Staatsanwaltschaft davon Kenntnis erhielt. Hier drängt sich 
der in einer Reihe von anderen Fällen erwiesene Verdacht 
der Begünstigung von Naziverbrechern auf. Es besteht daher 
erneut Veranlassung, von der BRD die Einhaltung ihrer 
völkerrechtlichen Verpflichtungen, wie sie sich aus Art. 139 
des Grundgesetzes ergeben, zu fordern.

Kampf gegen Neofaschismus

Zu dieser Forderung sind wir insbesondere angesichts der 
zunehmenden Toleranz bürgerlicher „Rechtsstaatlichkeit“ 
gegenüber dem anwachsenden Neofaschismus und dem 
Treiben der Republikaner in der BRD legitimiert und ver
pflichtet.

In der BRD wurde — obwohl das Grundgesetz anderes 
vorschreibt — noch nie, auch nicht in der jüngsten Vergangen
heit, Neofaschismus als Völkerrechts- und grundgesetzwidrig 
verfolgt. Es wird vielmehr zugelassen, daß ungehindert Anti
faschisten zusammengeschlagen werden, Zerstörungen von 
Mahntafeln, die zum Gedenken an die Opfer des Hitler
faschismus errichtet wurden, straffrei1- und Bluttaten von 
neonazistischen Skinheads, wie in Hannover, nahezu unge- 
sühnt bleiben. In diesem neofaschistischen Aufwind wird 
auch die Schließung der Gedenkstätte im KZ Dachau gefor
dert. Der Einzug der Neonazis in die Parlamente verschie
dener Bundesländer, die Zulassung neonazistischer Parteien 
zur EG-Parlamentswahl und das Vorgehen der bundesdeut
schen Polizei gegen Antifaschisten kommt faktisch einer 
Legalisierung des Neofaschismus in der BRD gleich. Bisher 
hat die Bundesregierung gegen die Gefahr des Neonazismus 
nichts getan. Eine Verharmlosung des Neonazismus in der 
BRD macht z. B. der am 4. Juli 1989 der Öffentlichkeit vorge
legte Verfassungsschutzbericht deutlich, der beschwichtigend 
darauf hinweist, daß die Anzahl der Rechtsextremisten in 
den 60er Jahren wesentlich höher war als 1988. Eine Ein
stufung der Republikaner als extremistisch könne — so dieser 
regierungsamtliche Bericht — noch nicht erfolgen, da die 
Erkenntnisse dazu nicht ausreichen würden.

All das ist Beweis dafür, daß in der BRD die sich aus 
dem Potsdamer Abkommen ergebenden völkerrechtlichen 
Verpflichtungen, dem Faschismus alle existentiellen Grund
lagen zu entziehen, nie erfüllt wurden. Eine reale Chance 
dazu bestand nach 1945, als bei einem Volksentscheid am 
1. Dezember 1946 in Hessen 72 Prozent der Befragten für die 
Enteignung der Bank- und Konzernherren entschieden. Im 
Gegensatz zum Volksentscheid in Sachsen konnte im Ergebnis 
eines von der amerikanischen Besatzungsmacht ausgespro
chenen Verbots dieser Volksbeschluß nicht verwirklicht 
werden; damit wurde die Realisierung des Selbstbestim
mungsrechts des Volkes und völkerrechtlicher Festlegungen 
verhindert.

In der BRD ist eine konsequente Abrechnung mit dem
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